
Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.)

Article  —  Digitized Version

Die Ausdehnung der EWG im Urteil der Welt

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.) (1962) : Die Ausdehnung
der EWG im Urteil der Welt, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol.
42, Iss. 2, pp. 55-58

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133189

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133189
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


junkturrat bilden, der genauso 
ohnmäditig wäre w ie die früheren 
W eltwirtsdiaftskonferenzen. Nicht 
zu übersehen ist ja  auch, daß alle 
in Betracht kommenden Länder 
heute unter dem Dach des Inter­
nationalen W ährungsfonds wohnen.

Bis zu einer wissenschaftlidi 
orientierten Koordinierung der 
Konjunkturpolitik in der w est­
lichen W elt ist noch ein w eiter 
Weg, aber die Zeit einer atomisti- 
schen Konjunkturpolitik, eines un­
geordneten Neben^ und Gegenein-

ander, ist in der freien W elt end­
gültig vorbei. Der W eg zu einer 
immer engeren und verständnis­
vollen Zusammenarbeit ist nun­
mehr vorgezeichnet, und es ist so 
gut wie immöglich, ihn nicht zu 
beschreiten. (A.J.)

Von einem  K orrespondenten

Die Ausdehnung der EWG im Urteil der Welt

Ob man sich in diesen W ochen mit V ertretern der 
Kennedy-Regierung, mit Bankiers aus W all S treet 

oder Induistriellen • aus Pittsburgh unterhält, ob man 
in den W andelgängen der UNO mit Europäern, 
Amerikanern, Aürikanemi od/er A siaten spricht, der 
Verlauf des Gesprächs ähnelt sich aiuffallend: Sobald 
man festgestellt h a t , , daJ3 es „im Kalten Krieg nichts 
Neues" gäbe, w endet sich das Interesse des Partners 
der Meinung des Deutschen über die Entwicklung der 
EWG zu.

Es ist nicht leicht, den Fragestellern Rede und Antwort 
zu stehen, weil sie oft herzlich wenig von der Proble­
matik des Gemeinsameoi M arktes wissen; es ist noch 
schwieriger, von den Fragestellern ihre Meinung über 
die weitere Entwicklung und Ausdehnung der EWG 
zu erfahren. Teils fehlt es an Kenntnissen des Sach­
verhalts, teils fließen Vorurteile, fließen begründete 
wie unbegründete Ä ngste vor W andlungen der Zu­
kunft in die geäußerten M einungen ein.

Immerhin zeichnen, sich je tzt einige erste grunidlegen- 
dere Kommentare zur nächsten Phase der EWG ab, 
die einerseits durch die Überwindung der Agrar- 
hürde und die dadurch möglich gewordene zweite 
Phase der Rom-Verträge, andererseits durch den er­
warteten Beitritt Großbritanniens und anderer EFTA- 
Länder sowie die von Präsident Kennedy aktiv  be­
triebene Anpassung der amerikanischen Handels­
politik an die neue europäische Entwicklung ausgelöst 
und geprägt sind.

 ̂ R eak tion  d er A grarerzeu ger

Betrachten wir zunächst die Reaktionen auf die Ein­
beziehung der Landwirtschaft in die EWG-Regelungen. 
Verständlicherweise sind die W eizenproduzenten in 
den USA und Kanada, die Viehzüchter in Lateiname­
rika, die M eiereibesitzer in N euseeland und A ustra­
lien und viele andere um ihren  Absatz in Europa 
besorgt. Man befürchtet, daß die seit Jahrzehnten 
überfällige Rationalisierung der europäisdien Land­
wirtschaft nnnmehr in großen Sprüngen vorangehen 
wird. Man kennt z. B. die „Musterfarm Dänem ark“ 
und glaubt, daß ihr Vorbild nach dem dänischen Bei­
tritt zur EWG Schule m adten wird. Man hat von den 
erfolgreichen A nstrengnngen der französischen Land­
wirtschaft gehört und sieht im Geiste bereits riesige 
wogende Getreidefelder amerikanischen Ausmaßes

odeir, wenn man etw as mehr über die französ'ische 
M odernisierung weiß, steil in die Höbe schnellende 
Ertragsziffem je  H ektar vor sich. M an denkt an die 
gewaltigen Möglichkeiten Deutschlands zur Produktion 
künstlicher Düngemittel wie auch landwirtschaftlicher 
M aschinen \md Iratet daraus sowohl eine Verjüngung 
des europäischen Bodens wie auch eine Bodenreform 
auf dem W ege über die M echanisierung der Land­
wirtschaft als Zukunftsmöglichkeiten ab.

Kein Zweifel, ganz besonders Nordamerika, aber auch 
andere Agraxexportländer sehen ihre Chancen, vor 
allem in Großbritannien wegen größerer Käufe aus 
Europa, in zweiter Linie auch auf dem Kontinent 
wegen verbesserter Produktivität der Landwirtschaft, 
s ta rk  schrumpfen. Allerddngsi hört man auch beruhi­
gende Äußerungen, anderer Art. Einmal wissen gerade 
Kenner der europäischen Landwirtschaft, daß die 
Bäume dort nicht in  den Himmel wachsen, daß d i e  
Reformen bestimmt nicht übers Jahr, ja  wohl kaum 
übers Jahrzehnt s o . w eit voranischireiteni werden, um 
die überseeischen Lieferanten beim Absatz sowohl im 
Rahmen des bisherigen Verbrauchs als auch im Rah­
men des mit wachsendem W ohlstand steigenden V er­
brauchs zu schädigen. Gewiß wird sich der M arkt 
verändern, w ird beispielsweise m ehr Knäckebrot als 
Konsumbrot gebacken werden, und was der Markt- 
verlagerungen mehr sind.

Doch die große Beruhigun'g, die d er Getreidewirtschaft 
Nordamerikas langsam einleuchtet, ist die für sie günr 
stige V erlagenm g des Getreideverbrauchs in  die 
Länder mit rapider „Bevölkenmgs-Explosion“. Es 
w ird nicht immer leicht sein, W eizenlieferungen nach 
Indien oder nach China zu finanzieren — aber, wie 
die kanadischen W eizenlieferungen nach China zeigen', 
wenn der Hunger heftig genug ist, dann finden sogar 
totalitäre Regime Dollars für Weizenkäufe. Diese bei­
den Erwägungen werden noch ergänzt durch die Hoff­
nung auf eine verständinisvolle W irtschaftspolitik des 
höchstwahrscheihlicfa w eiter an Prosperität gewinnen^ 
den europäischen Blocks.

L atein am erika  fürchtet fü r  A grarpreise

W ie notwendig eine w eltweite W irtschaftspolitik sein 
wird, je  intensiver die EWG ihren M itgliedern Er­
folge bringt, geht aus manchen sorgenvollen Anmer­
kungen der Lateinamerikaner hervor. Dort macht man
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sidi über dliie Preisentwiddung für A grarprodukte imd 
M ineralien Gedanken. Man, fürdiiet, daß audi in  Zu­
kunft die W eltniarktpreise für diese Produkte sdiwan- 
ken werdea, daß sid i eine erfolgreidie Rationalisierung 
hier, eine um fangreidie W andluiig von Verbraudis- 

' gepflogemheiten dort über sdiwankendie W eltm arkt­
preise auf diejenigen Erzeugerländer niaditeilig aus­
w irken werden, die hauptsädilidi vom Export dieser 
Erzeugnisse — oft in M onokultur erzeugt — leben und 
zur Stützung ihrer Landwirtsdiiaft oder ihres Bergbaus 
n id it auf industrielle Erlöse zurüdsgreifen können.

Aus Lateinamerikä hört man Pessimisten bereits stöh­
nen, die Kluft zw isdien dem  Lebensstandard der Indu­
strie- und der Enitwidclungsländer w erde in  Zukunft 
eher nodi wadisen, d a  die Entw iddungsländer wegen 
der befürditeten Preissdiwankungen für ihre Produkte 
„nidit auf den grünen Zweig kommen“ könnten, wäh­
rend die sid i je tzt zusammensdiließenden Industrie­
länder immer höhere W olkenkratzer des W ohlstands 
erriditen.

Zum Glüdc sind n id it alle Südamerikaner von der­
artigen Alpträum en geplagt. Einige ihrer verantwort- 
lidien Spredier in  der UNO haben bereits auf das 
heilende Gegengift gegen diese Entwiddung hinge­
wiesen, wenn etwa ein Spredier Argentiniens von den 
EWG-Ländero jetzt Hilfe für die Industrialisierung 
Südamerikas forderte, dam it dadurdi später für Europa 
und N ordam erika ein sidi stetig ausdehnender M arkt 
für industrielle Ausrüstung entstünde. Zweifellos 
w ird die Zusammenarbeit Europas und Nordamerikas 
bei der industrielleni Entwiddung Lateinamerikas in 
einer Größenordnung erforderlidi bleiben, wie sie 
Kennedy in seiner „Alliance for Progress" für viele 
Jah re  vorsdiwebt. Es wii’d jedodi gerade von den 
Freunden Lateinaimerikas die Hoffnung hinzufügt, daß 
die nur erst langsam beginnende gesellsdiaftlidie Re­
form in Südamerika mit dieser Hilfe von außen Schritt 
halten möge.

A frikan ische A bsatzsorgen

Ähnliche Gedankengänge, Wie sie von Südam erikanem  
über die Absiatzgestaltung für ihre Prim ärprodukte 
geäußert werden, kann man auch von V ertretern 
Afrikas hören. N ur sind d ie Schlußfolgerungen, die 
von ihnen gezogen werden, ganz anderer Art. In 
Afrika vollzieht sich, sow eit man dies in den W andel- 
gängen der UNO spüren kann, eine lebhafte, oft 
leidenschaftliche Debatte um den Gemeinsamen Markt, 
die sich jedoch wesentlich auf das Für und W ider 
einer Assoziierung der einzelnen neuen afrikaniischen 
S taaten konzentriert. Daß dabei die jüngste politische 
Vergangenheit dieser neuen Staaten eine große Rolle 
spielt, versteht si<±i von selbst. Daß den aus französi­
schen Kolonien hervorgegangenen Staaten — soweit 
sie die Zusammenarbeit mit Frankreich von sich aus 
nicht unterbrochen und sich damit auch nicht den Zorn 
von de Gaulle zugezogen haben — die Vorstellung 
anhaltend enger wirtschaftlicher Verbundenheit mit 
dem ehemaligen M utterland und dessen Freunden in, 
der EWG sehr viel näher liegt als den ehemaligen 
britischen Kolonialgebieten, deren M utterland noch

heute m itten in  der heftigen internen Debatte um die 
Zweckmäßigkeit eines Beitritts zum Gemeinsamen 
M arkt steht, kann kaum  überraschen.

Dennoch kündigt sich in  der M ehrzahl der jungen 
afrikanischen S taaten eine zunehmende Bereitschaft 
an, sich gemeinsam über die Assoziierung zu beraten  
und wahrscheinlich auch ihr e ine  Chance zu geben. 
Es könnte also sehr leicht dahin kommen, daß aus 
Afrika viel mehr Wünsche auf Assoziierung ange­
meldet werden, als es der EWG möglich wäre, zu e r­
füllen! Abgesehen von Einzellösungen, d ie  auf dem 
Gebiete der Abnahmezusagen für bestimmte Produkte 
liegen könnten — Zusagen die jedod i wohl zeitlich 
begrenzt werden müßten —, dürfte grundsätzlich die 
A ntw ort auf derartige Wünsche nicht im  Rahmen der 
W irtschaftspolitik der EWG, sondern in  der w irt­
schaftlichen Entwicädungshilfe der einzelnen europä­
ischen Länder liegen. Man braudit es kaum  auszu­
sprechen, daß dieser Gedanke zum indest nach Koordi­
nation der Entwicklungshilfe ruft, letztlich jedoch auch 
h ier nach einem gemeinsamen N enner gesucht w erden 
muß. Vielleicht w ird es der EWG — wie es manchen 
ihrer Fürsprecher vorschwebt — w enigstens gelingen, 
einheitliche wirtschaftspolitische Richtlinien für die 
afrikanische Entwicklungshilfe auszuarbeiten, die dann 
von den einzelnen hilfsbereiten Ländern berücksich­
tigt werden können.

E ntw icklung des afrikan ischen  Im ports

Im Gegensatz zu manchen südam erikanischen Volks^ 
wirtschaften, die sich zur eigenen Industrialisierung 
reif fühlen, rechnen die M ehrzahl der afrikanischen 
Staateni wohl erst in  etlichen Jah ren  mit einem der­
artigen industriellen Auftakt. Bis dahin denken sie 
mehr an eine handwerkliche Entfaltung und an eine 
Einfuhr einfacher Gebrauchsgüterj an M aschinen kom­
men allenfalls landwirtschaftliche G eräte und, in eini­
gen Fällen, Bergbau-Ausrüstungen in  Frage. Um den 
Import an  Gebrauchsgütern so rasch steigern zu kön­
nen, daß die einheimische Bevölkerung den Eindruck 
des Fortschritts und der wirtsdiaftlichen A ufw ärtsent­
wicklung mit der kürzlich gew onnenen Unabhängig­
keit verbindet (was für die erste G eneration der poli­
tischen Führung und deren M öglichkeiten zu einer 
gem äßigten Politik wichtig, w enn nicht entscheidenid 
ist), ist man auf preislich günstige Einfuhren ange­
wiesen. Das wird in  vielen Fällen Im porte aus Ja p an ,' 
Indien usw. bedeuten. Die bisherigen europäischen 
Lieferanten brauchen deshalb kaum  unruhig zu w er­
den: ihnen und  der amerikanischen Industrie wird 
der Bedarf der sich rasch entwickelnden „Oberschicht“ 
in den neuen Staaten zufallen, die sich gern von der 
breiteren Schicht der „neuen" Konsumenten importier­
te r Gebrauchsgüter abheben möchte. Außerdem wird 
schon die finanzielle Entwicklungshilfe manche zu­
sätzliche Absatzmöglicäikeit für Produktionsgüter, In­
frastruktur und dergleicheni erschließen.

K ein e S orge vor E xportdruck d er E n tw ick lungsländer

Ohne daß der Gedanke der Absatzverschiebungen in­
folge der W irtschaftentwicklung in  den neuen Staaten 
Afrikas hier w eiter verfolgt w erden soll, verdient
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dodi auf eine Überlegung hingewiesen zu werden, 
die man gleidi-ennaßen von lateinamerikanischen, 
afrikanischen und asiatisdxeni W irtsdiaftspolitikern zu 
hören bekommt. Sie alle sind sidi darüber im  klaren, 
daß sie und wohl audi ihre Kinder den; Tag nidit 
erleben werden, an dem  aus Südamerika, A frika und 
Asien wirklich umfangreiche Exporte von liidustrie- 
gütern, in die hodientwidcelten Industrieländer Euro­
pas und Nordamerikas gehen werden. Zwar spricht 
man symbolisdi gelegentlidii vom „Hongkong-Hemd", 
das in  Hamburg, London und New York zu einem 
Bruditeil des Preises für „einheimisdie" Hemden ver­
kauft werden könnte, erinnert sich jedoch im gleichen 
Augenblick daran, daß v ie le  Textilien trotz der hohen 
Löhne Amerikas in den USA nid it teurer zu stehen 
kommen als in Europa, w eil die Produktionskosten, 
die ohnehin nur einen red it kleinen Teil des Laden­
preises ausmadien, durdi die modernere M assenpro­
duktion in den USA verhältnism äßig niedrig gehalten 
werden, die Handelsspesen für das „Hongkong-Herüd" 
jedodi im arbeitsintensiven Einzelhandel n id it gerin­
ger sind als fürs einheim isdie Hemd.

Ein neues W elthandels-D reieck

Es zeiduiet sidi daher für die W irtsdiaftspolitiker 
außerhalb der Industrieländer ein neues WeMhandels- 
Dreiedc ab, das in  großen Linien so aussieht; Nord­
amerika und Europa liefern Maschinen an  Länder, die 
sdion Erfahrung in der Konsumgüterindustrie haben 
und über große Reserven an A rbeitskräften verfügen 
(man denke beispielsweise an Indien und Pakistan). 
Diese Länder bauen ihre Konsumgüterihdustrie aus 
und produzieren n id it nur für den  — wadisendeni — 
Eigenbedarf, sondern audi für den Export in  Länder, 
in denen nodi das H andw erk vorherrsdit und der — 
ebenfalls rasd i w adisende — Bedarf an typisdiien 
Massenkonsumgütern, w ie Textilien, n id it im  Lande 
gededct werden kainii. Diese d ritte  Gruppe von Län­
dern liefert Prim ärprodukte aus Landwirtsdiaft und 
Bergbau teils an die erste, teils an die zweite Gruppe 
in diesem Dreiedc.

Natürlidi w ird das W elthandelsbild der nädisten 
Jahrzehnte sehr viel komplizierter aussehen als dieses 
Dreieck. Aus dem U rteil einsiditiger Politiker aus 
den Entwidclungsländern über die Bedeutung der 
EWG ist dabei jedodi zweierlei festzuhalten, erstens 
daß für viele Staaten auf absehbare Zeit n id it mit 
einer großen industriellen Ausfuhr zu redineni ist, 
wohl aber mit zunehmender Prosperität in den Indu­
striestaaten, die für steigende Preise der Agrarpro­
dukte und M ineralien günstig ist, und zweitens, daß 
alle Beteiligten an diesem  Handelsdreiedc, besonders 
aber die hodientwickelten Industrieländer (und dam it 
audi die EWG) w ie die neuen Entwiddungsländer, an 
einem möglidist ausgeprägtem  Freihandel interes­
siert sind .

An diesem Interesse am Freihandel haben übrigens 
audi „alte“ Staaten des britisd ien  Commonwealth, wie 
Austiailien und Neuseeland, aus der Erkenntnis heraus 
teil, daß ihre Spezialexporte, wie W olle oder Butter, 
von der Prosperität d e r „großen EWG" — nadi dem

Beitritt Großbritanniens, Dänemarks, Norwegens usw. 
—. nur gewinnen können, mag auch der Absatz sidi 
auf mehr M ärkte verteilen  und dadurdi um ständlidier 
und kostspieliger werden. N ur Kanada behält nodi 
seine ablehnende Front gegen den britisdien Beitritt 
zur EWG bei. Es gibt jedodi Anzeidien dafür, daß 
man den Fall in  O ttawa bereits für entsdiieden hält, 
aber die M aske des W iderstands nodi w eiter trägt, 
um Großbritannien und sich selbst möglichst viele 
V orteile für eine möglidist ausgedehnte Übergangs­
zeit zu versdiaffen!

D ie am erikanische H altung  zu r  E W G

Bisher ist über die am erikanisdie Haltung zur EWG 
nodi nidit gesprodien worden, die Beurteilung dpr 
überwundenen Agrarhürde ausgenommen. Das W idi- 
tigste an dieser am erikanisdien Haltung ist die, audi 
für viele Freunde und enge M itarbeiter des Präsiden­
ten überraschende, wuchtige und umfassende Reak­
tion Kennedys. Er hätte es sid i durdnaus leisten kön­
nen, seine öffentlid ikeit und vor allem seine so 
em pfindlidien W irtsdiaftler langsam, über eine Reihe 
von Jahren, an die EWG-Wirtschaftspolitik heranzu­
führen, bis eines Tages bei W irtsdiaftlern und Poli­
tikern die Erkenntnis dämmern würde, daß man Mch 
zu w eitgehend eingelassen habe, um von einer feste­
ren Bindung nodi zurüdctreten zu können. Das würde 
dann einen der in  der am erikanisdien Politik üblidien 
Stürme hervorrufen, der jedodi am Tatbestand nidits 
ändern und wohl aud i kaum Kennedy sdiaden würde.

W arum  hat Kennedy den sdiwierigeren, steileren 
W eg gewählt, um sdion je tz t den Berg einer Assozi­
ierung der . USA an d ie  Atlantisidie Gemeinschaft zu 
erklimmen? N idits w äre falsdier, als diese Entsdiei- 
dung des Präsidenten auf jugendlidies Stürmen z u - . 
rüdszuführen. Gute Kenner der heute im W eißen Haus 
in Formung begriffenen am erikanisdien W eltpolitik 
sind vielm ehr der Ansidit, daß Kennedys handels- 
politisidie Strategie und seine Forderung an  den 
Kongreß auf weitgehende V ollm aditen für diese Stra­
tegie einen w esentlidien Bestandteil sowohl seiner 
Außenpolitik als audi seiner Innenpolitik, insbesondere 
seiner w irtsdiaftspolitisdien Konzeption, für die Zeit 
seiner Präsidentsdiait bilde.

D ie am erikanische W irtschaftspolitik

W as verspricht sidi Kennedy für die am erikanisdie 
W irtsdiaft von der Anlehnung an d ie „große“ EWG? 
Kennedy, so erklären Leute, die es w issen könnten, 
ist zutiefst beunruhigt über das Unvermögen der USA- 
Wirtschaft, Phasen konjunkturellen Aufschwungs län­
ger als 18 bis 24 M onate aufrechtzuerhalten und selbst 
in diesen Aufsdiwungsperioden bis in  d ie  N ester 
der strukturellen A rbeitslosigkeit vorzudYingen. Er 
hat sidi über die Ursachen dieses Unvermögens nodi 
kein absdiließendes Urteil gebildet, neigt jedoch dazu,
1. die Freisetzung von A rbeitskräften durd i die Auto­
mation, 2. das Nachlassen der „nationalen Arbeitsge^ 
sdiwindigkeit" teils aus W iderstand gegen die Auto­
mation, teils aus einer aus dem W ohlstand abgelei­
teten  Lethargie, 3. das  übermäßige Drängen der Ge-
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w erksdiaften auf Lohnerhöhunigen, die n id it aus der 
Produktivität abgeleitet w erden können, und sdiließ- 
lidi, 4. wenn audi vorerst in geringem Umfang, den 
Drudi ausländisdier Konkurrenz auf dem  amerikani- 
sdien M arkt als einige Ursadien dieses Unvermögens 
anzusehen.

Kennedy hat sid t zudem gleidi zu Beginn seiner 
Amtszeit mit der Passivität der Zahlungsbilanz be­
fassen müssen. Er hat dabei erkennen müssen, daß 
diese Passivität aus einer Kombination von wirtsdiaft- 
lid ier und m ilitärisdier Auslandshilfe der USA und 
von Kapitalexporten entstanden ist, die zu einem er- 
heblidien Teil den Zwedc verfolgten, die Zollmauer 
der EWG zu überwinden und an der europäisdien 
Prosperität teilzunehmen. Kennedy hat seitdem beob- 
adiiten müssen, daß m ehr und m ehr am erikanisdie 
W irtsdiaftler sid i für diese europäisdie Prosperität 
interessieren, man also mit anhaltenden Kapitalex­
porten nad i Europa redinen muß, falls keine andere 
Form der Beteiligung an der europäisdien Prosperität 
gefunden w erden kann. Diese andere Form sudit Ken­
nedy in der Assoziierung, die nidit nur den europäisdien 
A grarm arkt für die am erikanisdie Landwlrtsdiaft 
sidiem , sondern aud i sehr viel mehr USA-Industrie- 
produkten europäisdie Tore öffnen solL Güterexport 
sta tt Kapitalexport könnte man diese Seite der 
Kennedy-Strategie nennen. Dabei ist es Kennedy und 
seinen Beratern deutlidi, daß im A ustausdi m ehr euro­
päisdie Industriegüter nad i Am erika kommen werden, 
deutlidi — und n id it unlieb. Denn die W ohlstandsr 
Lethargie könnte durdi eine Dosis ausländisdier Kon­
kurrenz vermindert, wenn audi wohl n id it beseitigt 
werden. Die M öglidikeit, diese Dosis in  deni Zollsen­
kungen abm essen zu können, begrenzt die Gefähr- 
lidikeit dieser Therapie, deren m an sidi in W ashing­
ton durdiiaus bewußt ist.

Auf die außenpolitisdie Strategie Kennedys braudit 
in diesem Zusammenhang nur kurz hingewiesen zu 
werden. Es herrsdxt im W eißen Haus keinerlei Zweifel • 
daran, daß die w irtsdiaftlidie Einheit Europas unter 
Beteiligung Großbritanniens für die Erhaltung des 
W eltfriedens günstig ist, und  zwar sowohl wegen der 
Festigkeit, d ie  dam it der N ordatlantisdien Allianz 
verliehen wird, als aud i w egen der Ausstrahlungen, 
die eine gesunde und prosperierende europäisdie 
W irtsdiaft auf d ie  übrige W elt, ganz besonders aber 
auf d ie  jungen Staaten und Empfänger von Entwids- 
lungshilfe ausübt.

Es kommt Kennedy offensiditlidi darauf an, neben 
die m ilitärisdie Rüstung gegen U berrasdiungen aus 
dem Kreml audi eine w irtsdiaftlidie Festigkeit der 
freien W elt zu stellen. Ob es  nun um  Lateinamerika, 
Afrika oder Asien geht, in  allen diesen Erdteilen 
ebenso wie in  Europa soll d e r fre ie  Handel lodcen. 
(Der ro te Handel, darüber dürfen w ir uns wohl ein 
wenig freuen, hat kaum etwas, womit er lodcen kann, 
am w enigsten mit Abnahmemöglichkeiten für die Pri­
m ärprodukte der Entwidclungsländer.) Dieses poli­
tische Motiv ist eine wichtige Triebfeder nicht nur für 
die ständige moralische Unterstützung, die W ashing­
ton der EWG bisher gew ährt hat und mit der es auch 
London und seinen Commonwealth-Freunden zum Ein­
tritt bzw. zur Annäherung zugeredet hat. Es wirkt 
gleichermaßen in der aktivistischen Botschaft an  den 
Kongreß, in der Kennedy um das Rüstzeug für die 
Assoziierung mit der Atlantischen Gemeinschaft nadi- 
sucht. Sicher wird es noch schwere Kämpfe im Kongreß 
geben, sid ier w ird man auch in Europa noch manchen 
Anlaß haben, bedenklich den Kopf zu schütteln. 
Doch entscheidend w ird der W ert der in W ashington 
betriebenen Politik für den Frieden der W elt sein.

W irtschafiliche FestigTteit d e r  w eltlich en  W elt  ^
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